
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

RS Bvwg 2017/2/6 G302 2003879-1
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 06.02.2017

file:///


Rechtssatznummer

1

Entscheidungsdatum

06.02.2017

Norm

GSVG §40

1. GSVG § 40 heute

2. GSVG § 40 gültig ab 01.01.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 162/2015

3. GSVG § 40 gültig von 01.08.2010 bis 31.12.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 58/2010

4. GSVG § 40 gültig von 01.07.2010 bis 31.07.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2010

5. GSVG § 40 gültig von 01.01.1992 bis 30.06.2010 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 677/1991

Rechtssatz

Rechtssatz 1

§ 40 Abs. 1 GSVG bestimmt, dass die Verjährung gehemmt ist, solange ein Verfahren in Verwaltungssachen bzw. vor

den Gerichtshöfen des ö9entlichen Rechtes über das Bestehen der P;ichtversicherung oder die Feststellung der

Verp;ichtung zur Zahlung von Beiträgen anhängig ist. Diese Regelung legt nahe, dass die Feststellung mit

rechtskräftigem Abschluss eines Administrativverfahrens bzw. noch später, erst mit abschließender Entscheidung

durch den Verfassungsgerichtshof oder durch den Verwaltungsgerichtshof eintritt. Das ergibt sich nicht zuletzt aus

dem Judikat des Verwaltungsgerichtshofs vom 22.12.2004, Zl. 2004/08/0099, mit dem dieser aussprach, dass eine

Maßnahme zur Unterbrechung der Feststellungsverjährung nicht erst die Erlassung des Bescheides darstelle. (siehe

auch VwGH vom 26.02.2015, Zl. 2013/08/0243).Paragraph 40, Absatz eins, GSVG bestimmt, dass die Verjährung

gehemmt ist, solange ein Verfahren in Verwaltungssachen bzw. vor den Gerichtshöfen des ö9entlichen Rechtes über

das Bestehen der P;ichtversicherung oder die Feststellung der Verp;ichtung zur Zahlung von Beiträgen anhängig ist.

Diese Regelung legt nahe, dass die Feststellung mit rechtskräftigem Abschluss eines Administrativverfahrens bzw. noch

später, erst mit abschließender Entscheidung durch den Verfassungsgerichtshof oder durch den

Verwaltungsgerichtshof eintritt. Das ergibt sich nicht zuletzt aus dem Judikat des Verwaltungsgerichtshofs vom

22.12.2004, Zl. 2004/08/0099, mit dem dieser aussprach, dass eine Maßnahme zur Unterbrechung der

Feststellungsverjährung nicht erst die Erlassung des Bescheides darstelle. (siehe auch VwGH vom 26.02.2015, Zl.

2013/08/0243).
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